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Den meisten fällt, wenn überhaupt, erst kurz
vor oder am 8. März früh ein, dass die Menschheit
tatsächlich durch zwei Geschlechter repräsentiert
wird. Ach ja, da war doch was und mit schuldbe-
wusster Miene werden dann Blumen eingekauft.
Nichts gegen die Blumen. Aber was aufregt, ist die
Selbstverständlichkeit, mit der Entscheidungen,
Funktionen und Ämter fast ausschließlich durch
Männer getragen und verkörpert werden. Die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie für Frauen und
Männer wird als linke Spinnerei in der Gesell-
schaft abgetan.

Seit Januar 2005 ist Hartz IV in Kraft und damit
gleich eine ganze Reihe von Frauen diskriminie-
rende Regelungen. Arbeitslose Frauen werden
durch Hartz IV doppelt bestraft: Wenig oder gar
kein Geld und kaum Job-Aussichten. Besonders
ostdeutsche Frauen werden zum ersten Mal in ih-
rem Leben von Ehemännern und Lebenspartnern
finanziell abhängig. Waren zu DDR-Zeiten fast 80
Prozent der Frauen im arbeitsfähigen Alter er-
werbstätig, sind es heute in den neuen Bundeslän-
dern gerade noch 58 Prozent.

Durch Hartz IV lösen sich die Ansprüche aus
früherer Berufstätigkeit in Luft auf. An die Stelle
der Familie tritt das Ungetüm »Bedarfsgemein-
schaft«: Wenn der Mann ein Einkommen hat, er-
hält seine Partnerin gar kein oder weniger Ar-
beitslosengeld II. Dazu wird die Frau auch noch ge-
nötigt, ihre Krankenkasse zu verlassen und sich
über den Ehepartner mitversichern zu lassen. Wer

nicht verheiratet ist und kein Arbeitslosengeld II
erhält, fliegt sogar gänzlich aus der Krankenkasse.

Zwei Drittel derjenigen, die nach der Einfüh-
rung des Arbeitslosengeldes II überhaupt keine
Leistungen mehr bekommen, sind Frauen. Allein
erziehende Mütter müssen, sobald ihre Kinder
drei Jahre alt sind, jede Arbeit annehmen. Das
Kindergeld wird auf das Arbeitslosengeld II ange-
rechnet.

Das führt in neue Abhängigkeiten und zu einer
Abschiebung an den Herd oder in den Niedrig-
lohnsektor und in Minijobs. Schon heute werden
70 Prozent der Minijobs von Frauen besetzt. Aber:
Minilöhne führen zu Minirenten. Altersarmut ist
damit vorprogrammiert, ihr Gesicht ist weiblich!

Der 8. März kann Dank an Frauen sagen, wichti-
ger ist aber, darüber nachzudenken, wie wir es
künftig mit der Gleichstellung der Geschlechter
halten wollen. Da ist noch viel  zutun.

A.G.

IIMMPPUULLSSEE

Das Recht von Frauen auf
Erwerbsarbeit

Zum 8. März, dem Internationalen Frauentag 

Das Recht von Frauen auf
Erwerbsarbeit

Zum 8. März, dem Internationalen Frauentag 

Allen Frauen 
und Mädchen,
allen Muttis und 
Omis herzliche Glückwünsche
und ein großes Dankeschön.
Der Kreisvorstand
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Oskar Lafontaine, Vorsitzender
der Fraktion DIE LINKE., wäh-
rend der Bundestagsdebatte über
den Antrag seiner Fraktion »Nein
zur Rente ab 67«

20 Millionen Rentnerinnen
und Rentner sind unzufrieden,
weil sie nicht mehr akzeptieren
können, dass in immer größerem
Umfang in ihre Besitzstände ein-
gegriffen wird. Aber es sind
nicht nur die vielen Rentnerin-
nen und Rentner, die Sorgen ha-
ben, sondern es sind auch die ak-
tiven Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer. Denn sie haben
folgende Perspektive: 
Sie können nur immer geringer
werdende Rentenzahlungen er-
warten und haben die Sorge,
dass sie mit 55 keine Arbeit
mehr finden und unter Hartz IV
fallen.

Sie wundern sich hier, dass
die Hälfte der Bevölkerung sagt,
dass sie mit dem Funktionieren
unserer Demokratie nicht mehr
zufrieden ist und dass zwei Drit-
tel der Bevölkerung sagen, dass
es ungerecht zugeht. Aber in die-
sem Hause ist alles eitel Sonnen-
schein.

Ich möchte für die Rentnerin-
nen und Rentner, die jetzt zuhö-
ren, nicht für Sie; bei Ihnen habe
ich die Hoffnung aufgegeben,
daran erinnern, dass man die
deutsche Einheit über die Abga-
ben finanziert hat. Damit hat
man drei Beitragssatzpunkte zu-
sätzlich in Kauf genommen. Das
sind pro Jahr mehr als 25 Milli-

Ich muss sagen: Die Arroganz
und die Selbstgefälligkeit, mit
der hier auf die demografische
Entwicklung verwiesen wird, ist
doch unerträglich. Die eigentli-
che Frage, die jeder zu beant-
worten hat, ist: Wie kann man
auf ein Realwachstum von 1,4
Prozent und ein deutlich stärke-
res Anwachsen der Produktivität
mit einer Verlängerung der Ar-
beitszeit antworten? Wer das tut,
muss schon bescheuert sein; das
muss ich in aller Klarheit sagen.

Es wird immer wieder ge-
fragt: »Was ist Ihr Gegenmo-
dell?« Ich möchte darauf verwei-
sen, dass die Finanzierung der
sozialen Sicherungssysteme
über die Arbeitseinkommen zu
einer Zeit eingeführt wurde, als
die Einkommen zu 90 Prozent
aus Arbeitseinkommen und zu
10 Prozent aus Vermögens- und
Unternehmenseinkommen be-
standen. Mittlerweile hat sich
die Welt total verändert. Mittler-
weile bestehen die Einkommen
zu 60 Prozent aus Arbeitsein-
kommen und zu 40 Prozent aus
Unternehmens- und Vermögens-
einkommen; das sind die groben
Zahlen. In einer solchen Situati-
on gibt es nur eine einzige Ant-
wort: Man kann die sozialen Si-
cherungssysteme nicht allein
und in erster Linie über die Ar-
beitseinkommen finanzieren.
Wir müssen die Unternehmens-
und Vermögenseinkommen end-
lich in entsprechendem Umfang
zur Finanzierung der Sozialkas-
sen heranziehen.

Wenn Sie wissen wollen, wo
das funktioniert, dann sollten
Sie in die Schweiz fahren und
das dortige Gesetz abschreiben.
Dort ist vor vielen Jahren eine
Bürgerversicherung eingeführt
worden, die Umverteilungsele-
mente enthält und eine vernünf-
tige Basisversorgung der Bevöl-
kerung sicherstellt. Genau das
ist unser Vorschlag. Das, was Sie
jetzt versuchen, wird letztend-
lich zu nichts anderem als zu Al-
tersarmut führen.

Eine letzte Bemerkung. Es ist
immer davon die Rede, dass Sie
große Sorgen in Bezug auf die
Jugendarbeitslosigkeit haben.
Wenn man aber Lösungen vor-
legt, die dazu führen, dass die Äl-
teren gezwungen werden, länger
auf dem Arbeitsmarkt zu blei-
ben, und dies zum Ergebnis hat,
dass die Jüngeren später auf den
Arbeitsmarkt kommen, dann ist
das keine adäquate Antwort.

Die Fraktion DIE LINKE. hat eine
Aktuelle Stunde anlässlich der

Protestaktionen der Gewerkschaf-
ten zur Heraufsetzung des Renten-

alters beantragt.

Dazu erklärt Dagmar Enkemann,
Parlament. Geschäftsführerin:

Der Protest gegen die von der Bun-
desregierung geplante Heraufset-

zung des Renteneintrittsalters
nimmt an Stärke zu. Die gewerk-

schaftlichen Aktionen zeigen: 
In den Betrieben wächst die Wut,
dass Rot-Schwarz alle Argumente

gegen die Rente mit 67 in den
Wind schlägt.

Diese wird nicht nur von einer
deutlichen Mehrheit der Bevölke-

rung abgelehnt.

Von einer »konzeptionslosen De-
montage des Rentensystems«
sprach auf der Anhörung der

Linksfraktion der Bremer Profes-
sor Winfried Schmähl.

In der Runde, an der u.a. Klaus
Wiesehügel, Vorsitzender der IG

BAU, und Gunnar Winkler, Präsi-
dent der Volkssolidarität, teilnah-
men, waren sich Gewerkschafter,

Wissenschaftler sowie Vertreterin-
nen und Vertreter von Sozialver-

bänden einig: Die Rente mit 67 ist
in der Konsequenz nicht anderes

als eine Rentenkürzung.
Sie löst die finanziellen Probleme
der Rentenversicherung auf keine
zukunftsfähige Weise. Diese rüh-

ren vor allem aus der Arbeitslosig-
keit und der Zunahme prekärer

Beschäftigung her. Mit der Rente
mit 67 steuert die Bundesregie-

rung in eine ökonomische, soziale
und arbeitsmarktpolitische Sack-

gasse. Dem wird die Linksfraktion
Alternativen entgegensetzen.

Das Rentensystem ist auf Grund-
lage einer solidarischen Bürger-

versicherung weiter zu entwickeln
und finanziell aus einer vernünf-

tigen Kombination aus Steuern
und Beiträgen zu stärken.

Den Protest Zehntausender Ge-
werkschafterinnen und Gewerk-

schaftern wie auch ihre Alternati-
ven zur Rente mit 67 macht 

DIE LINKE. zum Thema 
im Bundestag.

Sollte die Bundesregierung die
Proteste ignorieren wollen, wird

sie das somit im Bundestag nicht
mehr tun können.
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Nein zur Rente ab 67DIE LINKE. macht 

Gewerkschaftsprotest

gegen Rente mit 67 zum

Thema im Bundestag

arden Euro. In der Summe hat
man 400 Milliarden Euro auf die-
se Weise umverteilt. Es wäre
richtig gewesen, die Vermögen-
den der Republik heranzuziehen
und die Finanzierung nicht den
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern aufzubürden, die in
dieser Republik ihre Knochen
hinhalten.

Das zweite Fummeln an der
Rentenkasse war die Einführung
der Riesterrente, die hier wieder
gelobt worden ist. Hier wurde
vorgetragen: Die Riesterrente
war notwendig, weil sonst die Bei-
träge nicht mehr bezahlbar gewe-
sen wären. Alle Redner haben
aber vergessen hinzuzufügen,
dass es hier um die Bezahlbarkeit
der Beiträge für die Unterneh-
mer gegangen ist, also um eine
Begrenzung der Arbeitgeberbei-
träge, und dass der Schwindel da-
rin besteht, dass man den Rest
den Arbeitnehmern aufgebürdet
hat und dass nur diejenigen die
Riesterrente in Anspruch neh-
men können, die das Geld für die
Beiträge haben. Die Menschen
mit einem Niedriglohn von 3,15
Euro können die Beiträge nicht
bezahlen. Sie haben zugelassen,
dass es in diesem Land Minijobs
in ausufernder Weise gibt. Das
Ergebnis ist, dass die Sozialkas-
sen immer leerer geworden sind.
Jetzt wundern Sie sich und wol-
len mit Rentenkürzungen reagie-
ren. Sie haben die Probleme doch
sozusagen herbeibeschlossen, die
es jetzt zu lösen gilt.

(Foto Deutscher Bundestag) 
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Das Solidarprinzip bleibt 
zunehmend auf der Strecke

Zur Einführung von Wahltarifen
und Selbstbehalt in die Gesetzli-
che Krankenversicherung (GKV)
erklärt die gesundheitspolitische
Sprecherin Birgit Wöllert:

Die Gesundheitsreform be-
ginnt zu wirken – mit fatalen Fol-
gen. Finanzstarke, junge, gesun-
de Versicherte werden die neuen
Möglichkeiten nutzen, um Bei-
tragssenkungen oder Rücker-
stattungen zu erhalten. Letztlich
werden dem System aber da-
durch Mittel entzogen und die
Solidarität in der GKV ausge-
höhlt. Die Linkspartei.PDS teilt
die Befürchtung von Hausärzten,
dass dies auch Folgen für die
Versorgung haben wird. Für
Menschen mit wenig finanziel-
len Mitteln könnten Wahltarife
und Selbstbehalte als falsche
Anreize zum Sparen bei der Ge-
sundheit wirken. Dies wird häu-
fig zum Verzicht auf notwendige
Arztbesuche führen und gesund-
heitliche Probleme hervorrufen,
die vermeidbar wären.

Mindestlohn endlich auch 
in Deutschland einführen
Zur jüngsten Äußerung von Bran-
denburgs Ministerpräsident 
Matthias Platzeck in der Mindest-
lohn-Diskussion erklärt der ar-
beitsmarktpolitische Sprecher
Christian Görke:
Die Einführung eines existenz-

Aus dem Landtag

sichernden Mindestlohns, wie
sie Ministerpräsident Matthias
Platzeck vor kurzem bekundete,
ist überfällig. Er hätte bereits
vor Monaten einer entsprechen-
den PDS-Forderung im Landtag
zustimmen können. Leider rela-
tivierte der Ministerpräsident
seine Forderung und sieht erst
Handlungsbedarf für den Ge-

setzgeber, wenn einzelne Lohn-
und Berufsgruppen eine be-
stimmte Lohngrenze unter-
schreiten.

Wie weit soll das Lohnniveau
in Brandenburg noch sinken, be-
vor der Regierungschef handeln
will? In 20 der 27 EU-Staaten
gibt es verbindliche Mindestlöh-
ne. In Frankreich, Großbritan-

nien, Belgien, Irland, Luxem-
burg und in den Niederlanden
werden Mindestlöhne über 1.200
Euro gezahlt, ohne dass es der
Wirtschaft schadet. Wer Vollzeit
arbeitet, muss davon auch in
Deutschland seinen Lebensun-
terhalt bestreiten können, und
zwar nicht erst in ferner Zu-
kunft.

Behinderte und chronisch
kranke Menschen besonders
betroffen!

Zur Unterschriftenaktion »Ermä-
ßigte Mehrwertsteuer auf Arznei-
mittel!« des Sozialverbandes VdK
Deutschland e.V. erklärt die behin-
dertenpolitische Sprecherin 
Ingeborg Kolodzeike:

Die Mehrwertsteuererhöhung
von 16 auf 19 Prozent führte zu
einer weiteren starken Belas-
tung von Versicherten und Pa-
tienten. Besonders betroffen
sind ältere Menschen mit gerin-
gem Einkommen, chronisch
Kranke und Menschen mit Be-
hinderungen.

Viele Menschen sind auf Me-
dikamente angewiesen wie auf
das tägliche Brot. Für Lebens-
mittel gilt in Deutschland der er-
mäßigte Steuersatz von 7 %.
Deshalb ist es nur logisch, auf
die ebenso lebenswichtigen Pro-
dukte, wie Arzneimittel und me-
dizinische Hilfsmittel, den ermä-
ßigten Steuersatz anzuwenden.

Nur das wäre sozial gerecht.

Sie wolle »die Lebensbedingun-
gen für Familien weiter verbes-
sern« – so begründete die SPD
ihren Wunsch, Bilanz ihrer Fami-
lienpolitik zu ziehen.

Weiter verbessern? Die SPD-
geführte Regierung selbst war
zehn Jahre lang genau in die an-
dere Richtung unterwegs. Es be-
gann 1996 mit den Kürzungen
beim Kita-Personal und den
Kita-Öffnungszeiten; der Rechts-
anspruch wurde 2000 einge-
schränkt - 150.000 Unterschriften
dagegen konnten die Regierung
nicht zum Einlenken bewegen.
Reihenuntersuchungen, Zuschüs-
se für ambulante soziale Dienste,
Lehrerstellen wurden gestrichen.
Über 400 Schulen schlossen die
Pforten, die Schulwege wurden

sich nichts Falsches. Allerdings:
diese könnten und müssten zum
Standard gehören, überall! Denn
allein mit den punktuellen Ini-
tiativen und ehrenamtlichem
Engagement wird Brandenburg
wohl nicht zur familienfreund-
lichsten Region Europas wer-
den. Und das ist keine Gering-
schätzung des ehrenamtlichen
Engagements, wie uns vorgewor-
fen wurde, sondern eine Kritik
an den schwierigen und auch
hemmenden Bedingungen, unter
denen es ausgeübt wird.

Im Gespräch mit den famili-
enpolitischen SprecherInnen
von SPD, Linkspartei und CDU
hatten kurz zuvor Vertreterin-
nen der Landesarbeitsgemein-
schaft der Familienverbände –

und die müssen es wissen – er-
klärt, dass das Maßnahmepaket
keine wirklich grundsätzliche,
positive Dynamik entfaltete. Der
landesweite Aufschwung blieb
aus, eine konzentrierte Aktion
aller Ressorts wurde nicht er-
kennbar. Das ist die Bilanz.

Für einen ehrlichen, konse-
quenten Politikwechsel zuguns-
ten der Familien gibt es hinge-
gen eine Chance – nicht in einer
Koalition mit der CDU, wohl
aber mit breiter Unterstützung
aus dem Lande, aus den Städten,
Gemeinden und Landkreisen,
vor allem von den Familien. Und
auch von der Linkspartei.

Kerstin Kaiser,
Fraktionsvorsitzende

Familien brauchen mehr
lang und teuer.

Sozialticket in Brandenburg?
Fehlanzeige! Sozialarbeit an al-
len Schulen? Keine Chance! So-
gar die 70 Stellen für Jugendar-
beit wurden gekürzt. Es ginge
auch anders! Aber alle finanziell
untersetzten Vorschläge der Op-
position wurden vom Tisch ge-
wischt. Das ist gerade zwei Mo-
nate her. Und die Aufnahme von
Kinderrechten in die Verfas-
sung? In der Januar-Sitzung für
nicht nötig befunden. Dann, vor
knapp anderthalb Jahren »Die
Brandenburger Entscheidung –
Familien und Kinder haben Vor-
rang!«- mit Ausrufezeichen! -
und ein Paket von über 60 Ein-
zelmaßnahmen, Modellprojek-
ten und Modellversuchen. An

(Foto A. Goldmann) 
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mehr bestehen. Deshalb verein-
baren die Vertragspartner zur
angemessenen Vertretung dann
ehemaliger Mitglieder der
WASG auf dem Gründungspar-
teitag von DIE LINKE. Landes-
verband Brandenburg bereits
jetzt folgendes Verfahren.

Die WASG verpflichtet sich ei-
nen Landesparteitag durchzu-
führen. Hierzu wird die WASG
einen Delegiertenschlüssel von
einem Delegierten pro vier Mit-
glieder (1:4) beschließen.
Auf diesem Landesparteitag
wird die WASG die Gründungs-
dokumente beraten. Die Ver-
tragspartner vereinbaren, dass
die Delegierten des Landespar-
teitags der WASG nach ihrer
Wahl neben ihrer Eigenschaft
als Mitglieder der WASG eine
Basisorganisation beim Kreis-
verband Brandenburg an der Ha-
vel der Linkspartei.PDS bilden
werden. Gleichfalls wird be-
stimmt, dass die Delegierten des
10. Landesparteitags der Links-
partei.PDS die Delegierten des
Gründungsparteitags von DIE
LINKE. LANDESVERBAND
BRANDENBURG sein werden.

� 5. Die Entwürfe der Grün-
dungsdokumente, die von den
Vertragspartnern gemeinsam er-
arbeitet werden, wird die WASG
auf ihrem Landesparteitag am 
2. Juni 2007 diskutieren. Die
WASG hat das Recht auf ihrem
Landesparteitag zu den Grün-
dungsdokumenten Beschlüsse zu
fassen, die als Änderungsanträge
zu den Gründungsdokumenten
formuliert sind. Die Linkspar-
tei.PDS verpflichtet sich, diese
Änderungsanträge auf dem
Gründungsparteitag einzubrin-
gen und sie dort zu behandeln

und einer Abstimmung des Grün-
dungsparteitags zuzuführen.

� 6. Dem auf dem Gründungs-
parteitag zu wählenden Landes-
vorstand (Gründungsvorstand)
werden 20 Personen angehören.
Davon werden mindestens 20%
ehemaliger WASG-Mitglieder
sein. Eine Person davon ist für
die Position einer/s stellvertre-
tenden Landesvorsitzenden von
DIE LINKE. LANDESVERBAND
BRANDENBURG zu nominieren.
Der Gründungsvorstand wird auf
seiner ersten Sitzung den ersten
ordentlichen Landesparteitag für
Januar 2008 einberufen, auf dem
der Landesvorstand neu gewählt
wird. Der erste ordentliche Par-
teitag soll 150 Delegierte haben,
wovon 20% ehemals der WASG
angehörten. Der erste ordentliche
Landesvorstand wird in einer Grö-
ße von insgesamt 20 Mitgliedern
gewählt, wovon mindestens 20%
ehemals der WASG angehörten.

� 7. Die Linkspartei.PDS wird
die von der WASG benannten
Kandidaten für den Gründungs-
vorstand auf der nächst stattfin-
denen Sitzung des Landesvor-
stands bereits in den jetzigen
Landesvorstand kooptieren,
wenn am 15./16.06.2007 DIE
LINKE. auf Bundesebene ge-
gründet wurde.

� 8. Die Kreisverbandsstruktur
von DIE LINKE. Landesverband
Brandenburg wird der Kreis-
verbandsstruktur der Linkspar-
tei.PDS entsprechen. Die Links-
partei.PDS ist in Kreisverbän-
den organisiert, die den Land-
kreisgrenzen entsprechen.

� 9. Die Vertragspartner ver-
einbaren, dass die Bildung der
Kreisverbandsstrukturen von
DIE LINKE. Landesverband
Brandenburg im Anschluss an
den Gründungs-Landesparteitag
am 8. Sep. 2007 durch Gesamtmit-
glieder- oder Delegiertenver-
sammlungen in den jeweiligen
Gebieten erfolgt. Die Vertrags-
partner vereinbaren, auftretende
Konfliktfälle einvernehmlich zu
regeln. Als Vermittlungsinstanz,
die die Konfliktlösung lediglich
ohne Entscheidung in der Sache
moderiert, sind die/der Landes-
vorsitzende und seine Stellver-
treterInnen berufen. Sie können
weitere Moderatoren berufen.

Beschluss des 10. Landespartei-
tags der Linkspartei.PDS
Brandenburg 

Die Vertragspartner begrüßen
die Absicht der Bundesverbän-
de, sich in der Partei DIE LIN-
KE. zu vereinen. Sie beabsichti-
gen gemeinsam, in einem fairen
und gerechten politischen Um-
gang miteinander, der neue Lan-
desverband Brandenburg von
DIE LINKE. zu werden.
Angesichts der auf der Bundes-
ebene beider Parteien beabsich-
tigten Schritte zur Bildung der
Partei DIE LINKE. vereinbaren
die Vertragspartner gegenseitig
folgende eigene Schritte sowie
Rechte und Pflichten.

� 1. Die Vertragspartner erarbei-
ten gemeinsam die Entwürfe der
Gründungsdokumente des Lan-
desverbands von DIE LINKE.
Beide Vertragspartner tragen da-
für Sorge, dass in ihren jeweili-
gen Landesverbänden die Gele-
genheit zur breiten Diskussion
der Entwürfe in der Mitglied-
schaft geschaffen wird und Kri-
tik, Anregungen und Meinungen
angebracht werden können.

� 2. Die Linkspartei.PDS ver-
pflichtet sich, die für die Umset-
zung des Vereinigungsprozesses
bei ihr notwendigen Satzungsän-
derungen vorzunehmen und auf
einem Landesparteitag zu be-
schließen.

� 3. Der Gründungsparteitag
von DIE LINKE. Landesverband
Brandenburg wird zum 8. Sep.
2007 einberufen.

� 4. Nach der beabsichtigten Ver-
schmelzung auf Bundesebene
wird die WASG formal nicht

Beschluss zur Weiterführung der
Mindestlohnkampagne

Einreicher: Bernd Sachse, Helga
Burgahn – Kreisverband MOL 

Der Parteitag beschließt, die Min-
destlohnkampagne mit hoher In-
tensität fortzuführen. Grundlage
bilden die Beschlüsse des Partei-
vorstandes. Der Landesvorstand
erarbeitet kurzfristig einen Plan
zur Fortführung der Kampagne

und untersetzt dies materiell.

Begründung: 
Mit der Mindestlohnkampagne

haben wir einen Beitrag zu einer
breiten gesellschaftlichen Diskus-

sion geleistet. Hier ist insbesondere
den beteiligten Abgeordneten un-
serer Partei und den Mitgliedern

unserer Basisorganisationen zu
danken. Die Kombination aus par-

lamentarischen Initiativen und
außerparlamentarischen Aktivitä-
ten, eigenen Aktionen und Beteili-

gung an den Initiativen anderer
gesellschaftlicher Kräfte konnte

das gesellschaftliche Verhältnis von
Ablehnung zu diesem Thema zur
eindeutigen Zustimmung umge-
wandeln. An der Zuspitzung des
Themas bis zu gesetzgeberischen

Entscheidung sind inzwischen Be-
fürworter und Ablehner interes-
siert. Für viele Menschen, insbe-

sondere in Ostbrandenburg, ist die
Entscheidung für den Mindestlohn
eine Zukunftsentscheidung für ein

selbstbestimmtes Leben. Die Ein-
führung des Mindestlohnes hat di-

rekte Auswirkungen auf die Ein-
kommensbedingungen aller Gene-

rationen im ganzen Land. Er trägt
dazu bei die sozialen Verwerfungen

im Land zu mildern.
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10. Landesparteitag 
• 1. Tagung Neue LINKE. auf dem Papier

Aus der Vereinbarung zwischen Linkspartei.PDS Brandenburg und

WASG Brandenburg 

Am 24./25. März finden zeit-
gleich in Dortmund die Bundes-
parteitage der Linkspartei.PDS
und der WASG statt, auf denen
die Grundsatzdokumente, Sta-
tut, Finanzordnung, Wahlord-
nung und programmatische
Grundsätze der neuen LINKEN
beschlossen werden.



Was ist los an der Basis? 
Notizen aus dem Kreisvorstand
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ten und Gemeinden in gemeinsa-
me Vorhaben einzubeziehen.
Um Kommunalpolitik und Um-
weltfragen wird es nicht nur bei
der bevorstehenden Mandatsträ-
gerkonferenz am 22. Februar
und bei der Kreisdelegierten-
konferenz von MOL am 31. März,
sondern auch beim  traditionel-
len Friedensfest in Strausberg
am 1. September gehen. Genosse
Christian Steinkopf, der die Vor-
bereitungsgruppe leitet, infor-
mierte den Kreisvorstand, dass
es bei diesem jährlichen großen
Treffen in Strausberg über die
gewohnten Politikertalkrunden,
Lesungen, Musik, Kleinstkunst
und Markt hinaus Programme
für Kinder und Jugendliche ge-
ben wird.

Renate Adolph

spräche mit Aktivisten geführt.
Besonderes Augenmerk gilt jun-
gen Menschen, um sie für eine
Mitarbeit zu gewinnen. Hervor-
zuheben ist, dass die BO nahezu
vierteljährlich ein Informations-
blatt über ihre Arbeit flächende-
ckend an alle Haushalte verteilt.
Außerdem organisiert sie regel-
mäßig Veranstaltungen mit Poli-
tikern wie Bundestags- und
Landtagsabgeordneten zu aktu-
ellen Problemen, die ein breites
Echo in der Gemeinde finden.
Bei der Kurzeinschätzung des
Landesparteitages, der gerade
zwei Tage zuvor das Zusammen-
gehen mit der Brandenburger
WASG einstimmig beschlossen
hat, verständigte sich der Kreis-
vorstand nochmals darauf, Mit-
glieder der WASG in den Städ-

Es ist eine gute Tradition gewor-
den, dass sich der Kreisvorstand
zu seinen monatlichen Zusam-
menkünften Vertreter einer Par-
teigruppe einlädt, um zu erfah-
ren, was die Genossinnen und
Genossen bewegt. In der KV-Be-
ratung am 5. Februar war Peters-
hagen-Eggersdorf an der Reihe.
Der Ort hat mit 49 Mitgliedern
eine ziemlich große Gruppe, die
sich nach dem Zusammenschluss
der beiden Gemeinden ebenfalls
vereint hat. Ihr Vorsitzender Wil-
fried Härtel berichtete, dass die
Fraktion der Linkspartei.PDS  in
der Gemeindevertretung stärks-
te Kraft ist. Mit Blick auf die
Kommunalwahlen 2008 gilt es
schon jetzt, Mitstreiter zu fin-
den, die auf der Liste der Linken
kandidieren. Dazu werden Ge-

Eitelkeiten einiger Strausberger Herren 
oder die Kooperation von Linkspartei.PDS und SPD als Hort des Bösen 

abzuleiten, entmündigt die
Stadtverordneten und würde
Wahlen wohl überflüssig ma-
chen. Die Kooperation hat die
Empfehlungen des Forstbeirates
zur Bildung eines Eigenjagdbe-
zirkes sehr ernst genommen. Der
gefasste Beschluss sieht genau
dieses vor, bei einer fairen Auf-
teilung der Flächen mit der
Jagdgenossenschaft. Wenn eini-
ge jetzt die Ausgestaltung der
Rechte für die Beiräte in unse-
rem Vorschlag für die Satzung
als zu schwach kritisieren, dann
wird die Zwiespältigkeit und
Verlogenheit deutlich. Unser
Vorschlag für die Einräumung
eines Sachkundigen-Status oder
mindestens des Rederechtes in
den Ausschüssen ist durch ande-
re Stadtverordnete und den Bür-
germeister abgelehnt worden.

Die Demokratie hat feste
Spielregeln, deren Umsetzung
scheint aber in Strausberg für
Einzelne nicht ganz so einfach.
Und wenn nicht alles so läuft,
wie es sich einige vorstellen,
dann wird das Gespenst von der
»roten Gefahr« an die Wand ge-
malt – auch ein Stück »Demokra-
tie« in unserer Stadt.

Meinhard Tietz 
Fraktionsvorsitzender

Beschlussfähigkeit der SVV in
Frage zu stellen. Diesen »demo-
kratischen Akt« gab es schon
einmal vor einigen Monaten, als
es um den Wald ging – damals
mit »Erfolg«. Diesmal half aber
diese Art der Abstimmung nicht.

Der Logik einiger Herren fol-
gend, die sich jetzt als »Gralshü-
ter der Demokratie« verstehen
wollen, müssten die Stadtverord-
neten bei Abstimmungen in der
SVV an die Mehrheitsempfeh-
lungen der Fachausschüsse ge-
bunden sein. Ein Blick in die
brandenburgische Gemeinde-
ordnung zeigt aber, die Entschei-
dungen sind ausschließlich der
Gemeindevertretung vorbehal-
ten und die Ausschüsse (außer
Hauptausschuss) haben ledig-
lich ein Empfehlungsrecht. Die-
se Empfehlungen sind mit Si-
cherheit wertvoll für die Ent-
scheidungsfindung, haben aber
keinen verpflichtenden Charak-
ter für die Abstimmung in der
SVV. Letztlich entscheidet jeder
Stadtverordnete nach seiner
Überzeugung.

Die Mitwirkung von Beiräten
ist auch nach unserer Auffassung
ein sehr demokratisches Recht
bei der Entscheidungsfindung.
Daraus aber ein Automatismus
für die Abstimmung in der SVV

Offensichtlich sind demokra-
tische Entscheidungen nur dann
gut, wenn sie im Interesse eini-
ger Herren gefasst werden.
Wenn das aber nicht geschieht,
dann sind es Machtspiele und
undemokratische Verhaltenswei-
sen. Jetzt, nachdem die Koopera-
tion von Linkspartei.PDS und
SPD ihre sehr breit und öffent-
lich diskutierten kommunalpoli-
tischen Schwerpunkte in der
SVV umsetzt, fühlen sich einige
Herren in ihrer Eitelkeit verletzt
und bezeichnen dies als »unef-
fektives, blamables politisches
Gerangel«. 17 Jahre nach der po-
litischen Wende müsste jedem
klar sein, dass demokratische
Entscheidungen mit der Mehr-
heit der Stimmen gefasst wer-
den. Mit ihrem Ja oder Nein
bringen die Gemeindevertreter
ihren kommunalpolitischen Wil-
len zum Ausdruck und der kann
sehr unterschiedlich sein. Wer,
wenn nicht gerade die PDS,
musste das in den letzten Jahren
immer akzeptieren? Ein anderes
Verständnis von Demokratie
wurde in der letzten Stadtver-
ordnetenversammlung sichtbar.
Die Fraktionen von Pro Straus-
berg und CDU (bis auf einen Ab-
geordneten) verließen vor der
Abstimmung den Saal, um die
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Am 22.Februar fand die erste
Mandatsträgerkonferenz der
Linkspartei.PDS MOL statt.
Funktionäre unter sich? 
Mitnichten! 
Bei allen letzten Wahlen hat die
Linke im Kreis große Erfolge er-
zielt. Sie stellt eine Bundestagsab-
geordnet, vier direkt gewählte Ab-
geordnete für den Landtag (da-
runter die Vizepräsidentin und die
Fraktionsvorsitzende), sie stellt
die stärkste Fraktion im Kreistag
und sie stellt vor allem viele, viele
Abgeordnete in Städten und Ge-
meinden.
Natürlich sind die meisten davon
auch Mitglieder der Linkspartei,
aber viele sind auch als Parteilose
über unsere Listen zu völlig neuer
Verantwortung gekommen. Sehr
engagiert arbeiten aber die einen,
wie die anderen. Und die Sorgen,
Fragen und Probleme der tägli-
chen Arbeit sind sicher bei allen
ähnlich.
Somit ging es bei dieser ersten 
Zusammenkunft um Informati-
onsaustausch, um Verzahnung,
um Erfahrungen und Aufgaben
und sicher auch um Sorgen,
Fragen und Kontakte. Die 
»kleinen« Politiker stehen oft in
ihren Gemeindevertretungen auf
recht einsamen Posten. Wie kön-
nen die »großen« Politiker da 
helfen? Was kann im Landtag
oder gar im Bundestag für die
Kommunen bewegt werden? Und
wie kommen Probleme und 
Fragen aus den Gemeinden nach
»oben«? Wie finden wir gemein-
same Positionen? Wie kann man
Erfahrungen des Nachbarn 
nutzen? 

Und natürlich war das linke Leit-
bild für ein anderes Brandenburg
ein Diskussionsschwerpunkt.
Schließlich sind es doch gerade die
Kommunalpolitikerinnen und -
politiker unmittelbaar vor Ort,
die diese Leitlinien im Interesse
der Bürgerinnen und Bürger um-
setzen wollen und werden.

Es war ein erstes Treffen, in Vor-
bereitung der nächsten Kommu-
nalwahlen, aber sicher nicht das
letzte.

Axel Goldmann

Alle an einem Strick –
alle an einen Tisch
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Familienministerin Ursula von
der Leyen spricht sich für einen

Ausbau der Kinderbetreuung für
unter Dreijährige aus und fordert
einen »Pakt für Kinder« zwischen

Bund, Ländern und Kommunen.
Dazu erklärt Diana Golze, kinder-

und jugendpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE.:

»Kinder profitieren von früher
Förderung und dafür muss der

Staat auch ausreichende Gelder
zur Verfügung stellen. Das war

schon immer unsere Position und
ich freue mich, dass die Familien-

ministerin die Zeichen der Zeit
und die Wünsche vieler Familien
erkannt hat und den Ausbau der

Kinderbetreuung für die Unter-
Dreijährigen voranbringen will.

Wir fordern einen Rechtsanspruch
auf einen elternbeitragsfreien Be-

treuungsplatz für jedes Kind ab
der Geburt – unabhängig vom Er-

werbsstatus der Eltern. Damit wol-
len wir auch nicht bis 2010 war-

ten. Ich ermutige die Familienmi-
nisterin, diese Debatte auch in ih-

rer eigenen Partei zu führen und
die Bedeutung frühkindlicher Bil-

dung und Erziehung in öffentli-
cher Verantwortung zu betonen.
Wir sehen eine große Verantwor-

tung des Bundes bei der Finanzie-
rung des Ausbaus der Betreuungs-
infrastruktur. Als Partner für den
von der Familienministerin gefor-
derten »Pakt für die Kinder« ste-
hen wir ab sofort zur Verfügung.
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»Pakt für die Kinder« –
Jetzt und nicht später

Ein gemeinsamer Jugendverband bei
G8-Protesten und Antifa-Kampagnen
8. Bundesdelegiertenkonferenz von [‘solid] – die sozialistische jugend:

Am 27. und 28. Januar fand in
Essen die 8. Bundesdelegierten-
konferenz von [‘solid] statt.
Druckfrisch zur Konferenz gab
es eine Massenzeitung zum G8-
Gipfel, die nun 50.000-fach ver-
teilt wird, um junge Menschen
für den Protest gegen den Gipfel
der Herrschenden zu gewinnen.

Mit einer Satzungsänderung
und der Wahl von Aktiven der
WASG-Jugend sowie der Jungen
Linken Berlin-Brandenburg und
Sachsen in den Bundesspreche-
rInnenrat vollzog die BDK ent-
scheidende Schritte, um noch vor
dem G8-Gipfel im Juni mit
WASG-Jugend und Junge Linke-
Strukturen einen gemeinsamen
Verband zu bilden. Dieser Schritt
soll im Mai vollzogen werden.

Für die Vorbereitung dieser
politischen Neugründung stellte
die Basis den neuen Sprecherin-
nen und Sprechern klare Anfor-
derungen. So sollen Prinzipien
wie die Quotierung der Gremien

und das Recht der weiblichen
Mitglieder auf Frauenplena wei-
terhin in der Satzung verankert
sein. Im Sinne der verbandsin-
ternen Demokratie sollen ge-
wählte Delegierte das oberste
Gremium des Verbandes bilden.
Diese sollen keinen Vorsitzen-
den, sondern einen gleichbe-
rechtigten SprecherInnenrat
wählen.

Auch das Label [‘solid] wird
seinen Platz im neuen Verband
finden: »Es wäre dumm, auf ei-
nen Namen zu verzichten, der
nicht nur auf 50.000 »Aufmu-
cken-gegen-rechts-CDs« ge-
druckt wurde, sondern seit Jah-
ren bundesweit für linke politi-
sche Jugendarbeit steht.«, er-
klärte ein Delegierter aus Nie-
dersachsen.

Mit hervorragenden Ergebnis-
sen wurden Mariama de Beito
Henn von der WASG-Jugend
München sowie Moritz Kirchner
(Junge Linke Potsdam) und Mat-

thias Wild (Junge Linke Dres-
den) in den insgesamt achtköpfi-
gen BundessprecherInnenrat ge-
wählt.

Kritische und kontroverse
Diskussionen führten die Dele-
gierten über die Solidarisierung
mit linken Regierungen in La-
teinamerika, die Bekämpfung
patriarchaler Strukturen in der
Gesellschaft und im eigenen Ver-
band, über Antiamerikanismus
und Antinationalismus.

Zum Abschluss der BDK war-
ben Kieler [‘solid]s um Unter-
stützung für ein CD-Projekt ge-
gen die G8. »Wir haben schon Zu-
sagen von zahlreichen Künstle-
rinnen und Künstlern, z.B. Mel-
low Mark, Rantanplan, Yellow
Umbrella, Dritte Wahl und Funny
van Dannen.«, erläuterte Wiebke
von der Projektgruppe den aktu-
ellen Stand. »Damit wir die CD
20.000 mal produzieren und kos-
tenlos verteilen können, brau-
chen wir aber noch eine Menge
Unterstützung und Spenden.«

[‘solid] Brandenburg

Derzeit gibt es im Landkreis
Märkisch-Oderland 118 Kinder-
tagesstätten. 82 davon werden
von öffentlichen Trägern (Städ-
te, Gemeinden, Ämter) betrie-
ben, 36 von freien Trägern wie

Trotz Rechtsanspruch – 
nur 64 Prozent besuchen eine Kita 

Elterninitiati-
ven, Vereinen
oder kirch-
lichen Trägern.
Der Kreistag
hat nun den ak-
tuellen Be-
darfsplan ein-
stimmig verab-
schiedet und
damit die der-
zeitige Ausstat-
tung mit Ein-
richtungen für
die Jahre 2007
und 2008 aus-
reichend gesi-
chert.

Derzeit be-
suchen rund
10.000 Kinder
im Alter von 0
bis 12 Jahren
die Einrichtun-

gen. Das entspricht einem Ver-
sorgungsgrad von 66 Prozent.
Hinzu kommt die Tagespflege,
die sich vor allem im berlinna-
hen Raum von Jahr zu Jahr wei-
ter entwickelt. Hier werden 1,9

Prozent der Kinder (das sind 311
Mädchen und Jungen) betreut.
2006 gab es 85 Pflegestellen,
2004 waren es erst 43. Hier gibt
es aber noch viele freie Plätze,
mit denen letztlich der Rechts-
anspruch für eine Betreuung ge-
sichert werden kann.

Den höchsten Versorgungs-
grad weist die Kreisstadt Seelow
auf. Hier besuchen 89,7 Prozent,
das sind 429 Kinder, eine Ein-
richtung. In Strausberg werden
1.593 Kinder in Kitas, im Hort
oder in der Tagespflege betreut.
Das sind 74,1 Prozent. Den ge-
ringsten Betreuungssatz weist
das Amt Seelow-Land auf. Hier
besuchen in den fünf Gemeinden
(davon drei Großgemeinden mit
zahlreichen Ortsteilen) »nur«
232 Kinder eine Einrichtung, was
einem Betreuungsgrad von 42,7
Prozent entspricht. In Bad Frei-
enwalde liegt der Betreuungs-
grad bei 61,8 Prozent (617 Kin-
der), in Wriezen bei 55,8 Prozent
(415) und in Barnim-Oderbruch
bei 54,9 Prozent (350 Kinder).

Antrag
der Fraktion der Linkspartei.
PDS im Landtag Brandenburg

Kinderrechte in die
Verfassung
Der Landtag möge beschließen:
Die Landesregierung setzt sich
im Bundesrat für die Veranke-
rung von Kinderrechten im
Grundgesetz ein.

Begründung:
Mit der Ratifizierung der UN-
Kinderrechtskonvention hat
sich die Bundesrepublik ver-
pflichtet, Kindern und Jugend-
lichen zu garantieren, dass sie
als eigenständige Personen das
Recht auf Achtung ihrer Wür-
de sowie auf Entwicklung und
Entfaltung ihrer Persönlich-
keit haben. Die Rechte von
Kindern und Jugendlichen als
Grundrechtsträger und eigene
Rechtspersönlichkeiten sollten
in diesem Sinne in das Grund-
gesetz aufgenommen werden.

(Foto A. Goldmann) 
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Kreis macht kurzfristig Geld locker 

Die Kultur GmbH des Kreises
MOL ist finanziell in einer
schwierigen Lage. Die jährliche
Förderung von 1,5 Mio. Euro ist
die einzige freiwillige Ausgabe
des Kreises. Nun hat der Kreis-
tag beschlossen, diese Mittel als
einzige nicht zu kürzen. Beson-
ders Bad Freienwalde hat mit

dem Oderland-
museum, dem
Schloss und
dem Branden-
b u r g i s c h e n
Fre i l i ch t mu -
seum einen
großen Anteil
an der zehn
Jahre währen-
den Erfolgsge-
schichte der
Kultur GmbH.
Neben den mu-
sealen Einrich-
tungen in der
Kurstadt gehö-
ren das Brecht-

Weigel-Haus in Buckow, das Mu-
seum Seelower Höhen, die Kreis-
musikschule und das Kreiskul-
turhaus in Seelow zum Bestand
der Kultur GmbH.

Das Oderlandmuseum biete
eine im vergangenen Jahr neu
eröffnete ständige Ausstellung
zur Geschichte der Stadt Bad

Freienwalde. Als eines der ältes-
ten historischen Museen des
Landes kann es 30.000 Samm-
lungsstücke aufweisen.

Als ein Kleinod preußischer
Landbaukunst hat sich das
Schloss die Bewahrung des Er-
bes seines einstigen Besitzers,
Walther Rathenau, zur Aufgabe
gemacht. Das Brandenburgische
Freilichtmuseum in Altranft ist
ein Agrarmuseum mit breit gefä-
cherten Angeboten, das jährlich
28.000 bis 30.000 Besucher zählt.

Ziel eines Museums ist eigent-
lich das Sammeln, Bewahren,
Forschen und Vermitteln. Da
aber auch hier die Kassen recht
leer sind, sind diese Ziele immer
weniger zu erreichen.

Lutz Amsel, dritter Beigeord-
neter des Landkreises und als
Linkspolitiker zuständig für Kul-
tur, lobt die gute Zusammenar-
beit mit der Stadt Bad Freien-
walde, die stets nach konstrukti-

ven Lösungen sucht. So wurde
das Bad Freienwalder Schloss
mit Mitteln der Städtebauförde-
rung saniert. Auch dank des En-
gagements von Lutz Amsel hat
der Kreis jetzt trotz seines knap-
pen Haushalts kurzfristig Eigen-
mittel zur Sanierung des Tee-
häuschens zur Verfügung ge-
stellt. Diese werden neben Gel-
dern aus der Reemtsma-Stiftung
bis Ende 2008 verbaut.

Die Kosten beziffert Amsel
mit einer »sechs- bis siebenstel-
ligen Summe«. Das Engagement
des Landkreises ist auch darauf
zurückzuführen, dass die Kur-
stadt im Zug der neuen zentra-
lörtlichen Gliederung den Status
eines Mittelzentrums erhalte.
»Dadurch lässt sich einiges in
Angriff nehmen, um den Stand-
ort Bad Freienwalde attraktiver
zu gestalten«, sagte der Beige-
ordnete. Die neue Gliederung
hat somit für einige Kommunen
auch gute Seiten.

Axel Goldmann

Bad Freienwalde

Immer weniger Enwohner

Die Zahl der Einwohner in
Bad Freienwalde einschließlich
der sechs Ortsteile soll laut Sta-
tistik bis 2020 auf 11.300 sinken.
Der Einwohnerschwund beträgt
seit drei Jahren durchschnittlich
185 Menschen pro Jahr.

Zwar wurden im vergangenen
Jahr 90 Neugeborene in Bad Frei-
enwalde angemeldet, demgegen-
über registrierte das Standesamt
aber 166 Sterbefälle.

Für die Kurstadt wird ein Ein-
wohnerverlust von 15 Prozent
zwischen 2003 und 2020 ange-
nommen. Hauptgrund ist sicher,
dass die Zahl der Geburten deut-
lich niedriger als die der Sterbe-
fälle ist. Aber wie in ganz Ost-
brandenburg ziehen, durch die
wirtschaftliche Situation be-
dingt, auch viele junge Leute
dorthin, wo sie Arbeit finden.

Obwohl die Stadt 466 Zuzüge
verzeichnete, zogen doch aber
auch 571 Leute weg. Aber im-
merhin gab es 2004 und 2006
auch jeweils 45 Eheschließun-
gen in der Kurstadt. Im Jahr
2005 gaben sich sogar 49 Paare
das Ja-Wort. Für das Jahr 2007
sind bereits 20 Hochzeiten ange-
meldet worden.

Güstebieser Loose

Leinen los am 12. Juni

Die Oderfähre wird am 12.
Juni (endlich) mit einem großen
Fest eingeweiht. Dazu werden
mindestens 5.000 Besucher er-
warten. Die Arbeiten am Fähran-
leger sind bereits abgeschlossen.

Die neue Brücke am Oder-
deich wird bis zum 15.April fertig
und der Parkplatz geplant. Auch
für öffentliche Toiletten und Tou-
risteninformationen wird ge-
sorgt. Um bei künftigen Unfällen
schneller eingreifen zu können,
ist die grenzüberschreitende Hil-
feleistung zwischen den freiwilli-
gen Feuerwehren in Polen bzw.
Brandenburg vereinbart worden.
Die Feuerwehr in Neulewin wird
dazu mit einem Boot ausgestat-
tet. Damit die Fähre auch einen
Namen erhält, sind Bürger zur
Namensfindung aufgerufen.
Vorschläge an das 
Amt Barnim-Oderbruch,
Telefon (033456) 39960 

Waldsieversdorf

Wenig Interesse an 
Mitbestimmung

Da es immer wieder mal Dis-
kussionen gegeben hatte, die
Geschwindigkeit im Ort auf 30

Kilometer pro Stunde zu be-
schränken, organisierten die
Gemeindevertreter eine Bürger-
befragung. Die Resonanz darauf
war allerdings nicht sehr groß.

Das Meinungsbild der sehr
wenigen Zuschriften ist dann
auch noch so unterschiedlich
gewesen, dass die Gemeindever-
treter beschlossen haben, die bis-
herigen Regelungen beizubehal-
ten.

Waldsieversdorf

Aus für Forstinstitut?!

Wegen der geplanten Schlie-
ßung des Forschungsstandortes
waren die Brandenburger Bun-
destagsabgeordneten der Frakti-
on DIE LINKE., Dagmar Enkel-
mann und Kirsten Tackmann, be-
reits im Dezember vor Ort und
forderten gemeinsam mit der
Landtagsabgeordneten Renate
Adolph Ministerpräsidenten
Platzeck auf, dagegen vorzuge-
hen. Bislang waren aus der Lan-
desregierung nur ehrerbietige
Offenbarungseide, man könne
nicht anders, aber die Forschung
würde doch nicht ganz einge-
stellt, zu vernehmen.

»Wir wenden uns gegen die
geplante Schließung des For-
schungsstandortes. Gleichzeitig

fordern wir die Landesregierung
auf, sich beim Bundeslandwirt-
schaftsminister für die Erhaltung
des Standortes einzusetzen. Mi-
nisterpräsident Platzeck soll
Druck auf die Bundesebene ma-
chen und um die Brandenburger
Agrarforschungsstandorte kämp-
fen.« 

Die Abgeordneten wollen eine
Anhörung im Bundestagsaus-
schuss für Ernährung und Land-
wirtschaft beantragen und er-
munterten die Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler, mit ih-
rem Anliegen an die Öffentlich-
keit zu gehen.

Die Bundesanstalt für Forst-
und Holzwirtschaft (BFH) soll
aus Kostengründen nach Gross-
hansdorf bei Hamburg verlegt
werden. Die 28 Beschäftigten
würden entweder abwandern
oder arbeitslos. Das würde die oh-
nehin strukturschwache Region
belasten. Wichtige Forschungs-
projekte für die Region, so die
Untersuchung der trockenbe-
ständigen Kiefern, sind an die Be-
dingungen vor Ort gebunden und
können nicht verlagert werden.

»Hier zeigt sich ganz klar, dass
nicht sach- sondern haushaltspo-
litische und realitätsfremde Ar-
gumente dominieren«, beklagte
Tackmann.

R E G I O N A L E S

(Foto A. Goldmann) 



Seite 8

Strausberg · Seelow · Bad Freienwalde Ausgabe März 2007I M P U L S E

Herausgeber: 

Kreisvorstand der Linkspartei.PDS – MOL

Zuschriften bitte an die Geschäftsstelle in

Strausberg. Die Redaktion behält sich vor,

Zuschriften bei Veröffentlichung sinnwah-

rend redaktionell zu bearbeiten. Veröffent-

lichte und namentlich gekennzeichnete Bei-

träge müssen nicht mit der Meinung der Re-

daktion übereinstimmen.

Der Druck der Zeitung  »Impulse« wird durch

Spenden finanziert.

V.i.S.d.P.: Christine Hempel  0173-61 400 67 

E-Mail: hempel@typegerecht.de

Redaktionsschluss: 14. Febr. 2007

Gesamtherstellung: 

SLC-GmbH, Badstraße 2, 15344 Strausberg

03341 - 30 94 05 · info@slc-gmbh.de

IMPULSE
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LINKE-Geschäftsstellen

� STRAUSBERG
Große Straße 76
15344 Strausberg
Tel.: 0 33 41 / 31 17 96
Fax: 0 33 41 / 31 47 75
www.pds-mol.de
Öffnungszeiten:
Mo. – Do. 8.00 – 12.00 Uhr

� SEELOW
Breite Straße 9, 15306 Seelow
Tel./Fax: 0 33 46 / 4 17
www.pds-seelow.de
Öffnungszeiten:
Mo. und Mi. 9.00 – 12.00 Uhr
Di. 9.00 – 12.00 Uhr

15.00 – 17.00 Uhr

� BAD FREIENWALDE
Grünstraße 8
16259 Bad Freienwalde
Tel./Fax: 0 33 44 / 34 66
Öffnungszeiten:
Di. 9.00 – 11.30 Uhr

14.00 – 16.00 Uhr

LINKE-Bürgerbüros
der Abgeordneten

� Dagmar Enkelmann – MdB
15344 Strausberg, Wallstraße 8
Mitarbeiter: Bernd Sachse
Tel.: 0 33 41 / 30 39 84
Fax: 0 33 41 / 30 39 85
Mo. – Do. 9.00 – 16.00 Uhr
Freitag nach Vereinbarung
dagmar.enkelmann@wk.bundestag.de

� Kerstin Kaiser – MdL
15344 Strausberg, Wallstraße 8
Mitarbeiterin: Helga Burgahn
Tel.: 0 33 41 / 49 77 11
Fax: 0 33 41 / 30 39 85 
Mo. – Do. 8.00 – 16.00 Uhr
buergerbuero.mdl@ewetel.net

� Wolfgang Heinze – MdL
15306 Seelow, Fichtenweg 4
Mitarbeiter: Uwe Hädicke
Tel.: 0 33 46 / 88 41 21
Fax: 0 33 46 / 88 41 59
Mo. 8.00 – 10.00 Uhr
oder nach Vereinbarung
heinze-seelow@web.de

� Gerlinde Stobrawa – MdL
16259 Bad Freienw., Grünstr. 8
Mitarbeiter: Joachim Fiedler
Tel.: 0 33 44 / 30 13 55
Mo. – Mi. 9.00 – 13.00 Uhr
Do. 9.00 – 17.00 Uhr
Fr. 9.00 – 12.00 Uhr

� Renate Adolph – MdL
15366 Hoppegarten, OT Hönow
Mahlsdorfer Str. 61 / HEP
Mitarbeiterin: Helga Hummel
Tel.: 030 / 99 27 47 49
Fax: 030 / 99 27 47 43 
Mo., Mi., Do. 14.00 – 18.00 Uhr
renate@adolph.de

TERMINE – VERANSTALTUNGEN – AUSSTELLUNGEN   MÄRZ 2007

7., 18.00 Klub am See, Straus-
berg –  »20-Jährige werden nicht
geboren! Alternative Gedanken
zum demografischen Wandel.«
8., 18.00 LinksTreff
Matthias Krauß zu Gast 
bei Kerstin Kaiser
BUCHLESUNG: »Das Mädchen
für alles« Was sie unbedingt über
Angela Merkel wissen sollten 
14., 18.00 Ausstellungseröff-
nung im LinksTreff
Zu Gast bei Kerstin Kaiser: 
Regina Ahrendt, Malerin aus
Strausberg 

15., 18.00 LINKE GESPRÄCHE
im LinksTreff
»Meinungsaustausch zu den
Gründungsdokumenten der
Linkspartei« Mit Katina Schu-
bert, stellv. Bundesvorsitzende
18., 10.00 Begegnungsstätte
Puschkinplatz Seelow»Steigen-
de Gaspreise – wie kann ich
mich wehren?«
31., 9.00-13.00 Kulturhaus See-
low, Kreisdelegiertenkonferenz

April 02. 19.30 Dagmar Enkel-
mann in Petershagen

Giebelseehalle und am 03. 18.00
in Stausberg, Wriezener Straße
(Versammlungsraum des Fann-
farenzuges)- öffentliche Mitglie-
derversammlung »Die Links-
fraktion im Bundestag – was
läuft denn da?«.
Mai 02. 18.00 Klub am See –
»Meet the revolution«
Dagmar Enkelmann  und 
Gerado Peñalver Portal (Bot-
schafter der Republik Kuba
»Die kubanischwe Revolution
und der Sozialismus im 21. Jahr-
hundert«

Graffiti enorm verschlechtert
und wirk oft nur noch als
Schmiererei«, behauptete Han-
nes Schüler. Diese Gründe und
auch die richterliche »gelbe Kar-
te« führten dazu, dass er die
Sprühdose gegen den Pinsel
tauschte. Die konventionelle
Kunst hatte er ja nie aus den Au-
gen verloren.
In seinen Bildern setzte er sich
meist mit politischen Themen
auseinander, wobei die Bezie-
hung Mensch – Politik und deren
Auswirkung im Vordergrund
steht.
Nun will der Autodidakt Schüler
sich auch professionell an einer
Kunsthochschule ausbilden las-
sen.
Ein dankbares Publikum genoss
gemeinsam mit Dagmar Enkel-
mann die Ausstellungseröffnung
und war begeistert von der Mu-

Hannes Schüler, der Maler aus
Hoppegarten, ist ein Wirklich-
keitsmensch. Seine Bilder in
Acryl, Öl und anderen Techniken
sind keine liebevollen Erzählun-
gen, sondern eine Interpretation
von gesellschaftlichen Verhält-
nissen. Schon die Titel seiner
meist großformatigen Gemälde,
wie »Jugend«, »Geburt«, »Pre-
kariat oder »Frankreich« lassen
die Tendenz zur realistischen
Kunst erkennen.
Das Interesse am Zeichnen ent-
deckte Hannes Schüler schon im
Kindesalter. Später begeisterte
er sich für Graffiti. »Zu diesem
Zeitpunkt war die Szene noch
überschaubar und die Sprüher
übten fleißig zu Hause. In der
heutigen Zeit, in der Graffiti und
HipHop-Kultur zu einer Hyper-
modesparte herangewachsen
sind, hat sich die Qualität von

Malerei des Künstlers Hannes Schüler
sik des 9-jährigen Johannes Rog-
genbruck, der mit seinem stolzen
Opa Sigmund Jähn gekommen
war, um auf dem Keyboard die
Vernissage zu umrahmen.

Die Ausstellung im LinksTreff ist
Montag bis Donnerstag von 8 bis
16 Uhr geöffnet.

Heinz Pocher

Die Genossen aus Buckow, vie-
le Bürger der Stadt, Freunde
und Bekannte trauern um Pe-
ter Gundlach, der am 9. Febru-
ar, im Alter von 47 Jahren, an
einer Krebserkrankung ver-
storben ist.
Er war Abgeordneter mit dem
Mandat unserer Partei und
langjähriger Betreiber des
Buckower Park Theaters. Pe-
ter Gundlach hatte sich tat-
kräftig um die Förderung von
Kunst und Kultur in Buckow
verdient gemacht und maß-
geblichen Anteil an der Grün-
dung des Vereins zur Erhal-
tung der Buckower Kleinbahn.
Zudem galt Peter weithin als
Buckower Original. Seine hu-
morvollen Kommentare zur
Einleitung der Filmvorfüh-
rungen waren Legende.
Viele, viele Gemeinsamkeiten
verbanden uns. Peter hat in
unseren Erinnerungen einen
unauslöschlichen festen Platz.
Die Linke.PDS

(Foto H. Pocher) 


